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Stadtrat 28.02.2013 Entscheidung  
 
 
Beratungsgegenstand 
 
Privatisierung der Wasserversorgung – Resolution an die EU-Kommission 
(Referent: Oberbürgermeister Dr. Lehmann) 
 
Antrag: 
 
I. Es besteht Einigkeit, dass die Ingolstädter Trinkwasserversorgung in kommunaler Hand bleibt. 

 
II. Resolution: 

 
1. Der in der Anlage formulierten Resolution wird zugestimmt. 
 
2. Die Verwaltung wird beauftragt, diese Entscheidung an die EU-Kommission weiterzuleiten. 

 
 
 
 
 
Dr. Alfred Lehmann 
Oberbürgermeister 
 
 
 



Finanzielle Auswirkungen: 
 
Entstehen Kosten:  ja   nein 
 
wenn ja, 
Einmalige Ausgaben 
      

Mittelverfügbarkeit im laufenden Haushalt 
 

 

Jährliche Folgekosten 
      

 
  im VWH bei HSt:       
  im VMH bei HSt:       

Euro:
     
     

Objektbezogene Einnahmen 
(Art und Höhe) 
      

  Deckungsvorschlag 

von HSt:       

von HSt:       

von HSt:       

Euro:

     

     

     Zu erwartende Erträge 
(Art und Höhe) 
      

 Anmeldung zum Haushalt 20      Euro:
     

 Die Aufhebung der Haushaltssperre/n in Höhe von       Euro für die Haushaltsstelle/n 
(mit Bezeichnung) ist erforderlich, da die Mittel ansonsten nicht ausreichen. 

 Die zur Deckung herangezogenen Haushaltsmittel der Haushaltsstelle (mit Bezeichnung) 
in Höhe von       Euro müssen zum Haushalt 20      wieder angemeldet werden. 

 Die zur Deckung angegebenen Mittel werden für ihren Zweck nicht mehr benötigt. 

 
 
 
Kurzvortrag: 
 
 
I. Die SPD-Stadtratsfraktion hat mit Schreiben vom 28.01.2013 eine Resolution des Stadtrates 

gegen die von der EU-Kommission geplante Privatisierung der Wasserversorgung vorgeschla-
gen. Nachdem sich diesem Wunsch bereits mehrere Mitglieder des Stadtrates öffentlich ange-
schlossen haben und es sich bei der Wasserversorgung nach der Gemeindeordnung um eine 
kommunale Pflichtaufgabe handelt, schlägt die Verwaltung die als Anlage beigefügte Resoluti-
on zum Beschluss vor. 
  

II. (Resolution s. Anlage) 
 
 
 


